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“Ownership with adjectives” – Geberharmonisierung zwischen EZ-
Wirksamkeit und Demokratisierung 

Die Auswirkungen der Geberharmonisierung auf Demokratisierungsprozesse und 
die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit stehen im Mittelpunkt eines 
Projekts des europäischen Forschungsinstituts FRIDE, in dem die Umsetzung der 
Vorgaben der Pariser Erklärung von 2005 hinterfragt wird. Das Forschungsdesign 
folgte einem Fallstudienansatz, bei dem FRIDE-Experten mit nationalen For-
schungspartnern eine Beschreibung der polit-ökonomischen Situation in vier Emp-
fängerländern (Mali, Nicaragua, Peru und Vietnam) erarbeiteten. Besonderes Au-
genmerk lag dabei auf dem „Dreieck der Kontrollorgane“ – Parlamente, Organe 
der Verwaltungskontrolle und zivilgesellschaftliche Anhörung und Teilhabe. Stefan 
Meyer und Nils-Sjarde Schulz fassen die Ergebnisse des Forschungsprojekts in 
diesem Impuls-Artikel zusammen. 

Mit der Paris Erklärung gehen nicht nur technische Erwartungen an eine besser 
koordinierte und effizientere Entwicklungszusammenarbeit (EZ) und an die Sys-
teme der Empfängerländer angepasste EZ-Modalitäten einher. Es tauchen auch 
Formulierungen auf, die eine Neudefinition sowohl der Geber-Partner-
Beziehungen als auch des Verhältnisses zwischen Staat und Gesellschaft im Emp-
fängerland andeuten. Während sich die Gebergemeinschaft hauptsächlich auf die 
technische Dimension einer wirksameren Zusammenarbeit konzentriert, wird in 
jüngster Zeit – sei es im Vorfeld des dritten High-Level-Forums in Accra oder in 
zivilgesellschaftlichen Debatten – immer öfter der „Geist von Paris“ beschworen, 
also der demokratiepolitische Gehalt der EZ-Beziehungen. Jenseits von direkten 
Maßnahmen zur Demokratieförderung kommt die EZ in den Verdacht, grundsätz-
lich die Idee der demokratischen Teilhabe und Mitbestimmung zu verzerren, wenn 
die Regierungen der Partnerländer eher den Gebern, als ihrer Gesellschaft gegen-
über Rechenschaft ablegen. Eine tiefer-
gehende Analyse der politischen und 
institutionellen Dimensionen der EZ 
könnte jedoch dabei helfen, ungewollte 
Nebenwirkungen auf das politische Sys-
tem und die politische Kultur des Part-
nerlandes zu verhindern. Dafür aber 
müssten die EZ und ihre Strukturen so 
angepasst werden, dass sie demokratie-
wirksame gesellschaftliche Mobilisierung 
und staatliche Öffnung fördern. 

Die Ergebnisse des FRIDE-Forschungsprojekts zeigen, dass – wenngleich „Paris“ 
als neuer globaler Konsens gefeiert wird – die jeweilige lokale Aneignung recht 
unterschiedlich ist. So dominiert in Vietnam der Drang nach größerer Wirksamkeit 
in der Armutsbekämpfung gegenüber jedem Versuch, demokratische Öffnung 
jenseits des Einparteienstaats anzusprechen („starke Eigenverantwortung“). In 
Nicaragua hat der jüngste Regierungswechsel zu einem Verfall der Koordinie-
rungs- und Dialogstrukturen, zu einer Schließung zivilgesellschaftlicher Räume 
und letztlich zu einer offenen Konfrontation zwischen Gebern und Regierung ge-
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führt („kontraproduktive Eigenverantwortung“). Die ausbleibende zivilgesell-
schaftliche Verteidigung des, ursprünglich konsensbasierten, nunmehr aber ad 
acta gelegten, nationalen Entwicklungsplans verdeutlicht dagegen, dass dieser 
auf einer mangelnden Aneignung – jenseits von mittlerweile nicht mehr beste-
henden Regierungskreisen – basierte.  

In Mali werden Politiken nach wie vor von Gebern diktiert. Der präsidentielle Dis-
kurs strebt eher nach politischer Sichtbarkeit als nach Ausbau der technischen 
Kompetenz des Beamtentums. Gleichzeitig werden Grauzonen in der Politikdefini-
tion oft von lokalen Akteuren in zweiter Instanz der Implementierung ausgenutzt, 
um mehr Gestaltungsspielraum zu gewinnen („subversive Eigenverantwortung“). 
Peru zeichnet sich hingegen durch geringe Geberabhängigkeit und bis zur Ver-
antwortungslosigkeit reichenden Fragmentierung der Akteure und Kanäle aus. 
Anpassung an die Systeme der Partner („alignment“) wird durch die Regierung in 
Lima als Unterordnung der Aktivitäten der Nichtregierungsorganisationen an 
staatliche Pläne interpretiert. Dabei werden oftmals eher prestigeträchtige Regie-
rungsprojekte als reguläre Versorgung zur Förderung vorgeschlagen. Nichtregie-

rungsorganisationen, die in sensiblen Berei-
chen der sozialen Mobilisation (Bergbau 
oder der Privatisierung öffentlicher Dienst-
leistungen) tätig sind, wird damit potentiell 
die legale Grundlage entzogen. 

Der Titel des Schlussberichtes „Ownership 
with adjectives“ lehnt sich an die Entzaube-
rung der demokratietheoretischen (und -
praktischen) Euphorie an, die feststellen 
musste, dass die „dritte Welle“ der Demo-

kratisierung oftmals in hybriden Systemen wie „autoritärer Demokratie“, „mana-
ged democracy“ oder „souveräner Demokratie“ steckenblieb. In gleicher Weise 
stellt das Forschungsprojekt fest, dass Eigenverantwortlichkeit („ownership“) die 
Beteiligung der lokalen Bevölkerung in ganz unterschiedlicher Intensität bedeuten 
kann. Grundsätzlich wird der Einfluss von Gebern auf den innergesellschaftlichen 
Aushandlungsprozess des Sozialvertrags als gering eingeschätzt, andererseits 
führen aber gerade neue EZ-Instrumente – wie Budgethilfe – zu einer tendenziel-
len Stärkung der Regierung gegenüber dem Dreieck der Kontrollorgane. EZ-
Agenturen und speziell ihre Länderbüros haben starken Nachholbedarf, um ihre 
Rolle in der politischen Ökonomie der Partnerländer fundierter analysieren zu 
können und auf dieser Basis den Einfluss auf nationale Demokratisierungsprozes-
se besser zu steuern. 

Der Bericht schließt mit konkreten Empfehlungen an die Geber in ihrer organisa-
torischen Rolle als EZ-Agenturen, die sich zunehmend mit den politischen und 
institutionellen Dimensionen der Paris-Agenda konfrontiert sehen. Dies findet in 
fünf Dimensionen statt.  

(1) Analysekapazitäten: Geber können sich nicht länger hinter ihrer „unpoliti-
schen“ Rolle verstecken und müssen polit-ökonomische Analyse mit in ihr Portfo-
lio einbauen. Die Förderung von nationalen Forschungskapazitäten, insbesondere 
hinsichtlich staatlicher politischer Strategien, sei es akademisch oder zivilgesell-
schaftlich, könnte langfristig die Fähigkeit zu Politikformulierung und zu demokra-
tischer Kontrolle in den Partnerländern selbst fördern. Bislang haben hier Geber 
einen durchweg negativen Einfluss, indem sie die besten Köpfe wegrekrutieren 
und grundsätzlich Experten aus dem eigenen Land bevorzugen.  

(2) Modalitätenmenü: Während direkte Budgethilfe wegen der Stärkung der 
nationalen Systeme von vielen als implizit entwicklungsfördernd angesehen wird, 
braucht es komplementärer Maßnahmen, die die gesellschaftliche Kontrolle stär-
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ken. Sei es via Presse oder Parlament, sei es durch die Aufwertung der Rolle der 
Bürger als Nutzer öffentlicher Dienstleistungen (social accountability). Diese kom-
plementären Programme sind oftmals unkoordiniert und es bietet sich an, diese 
zwischen den Gebern zu harmonisieren („voice & accountability SWAPs“). Aus-
stiegsklauseln aus Budgehilfearrangements im Falle von politischen Krisen sind 
nach wie vor undefiniert.  

(3) Institutionelle Aufstellung: Mehr Entscheidungsfreiheit der Länderbüros 
und eine kompensatorisch engere Vernetzung zwischen Zentrale und Außenstel-
len sind Grundbedingung, um angepasster an die politische Wirklichkeit des Part-
nerlandes arbeiten zu können und flexibler auf politische Gelegenheiten reagieren 
zu können. Dennoch sollten gewisse Funktionen zentralisiert bleiben.  

(4) Personalentwicklung und -anreize: Harmonisierung und die Berücksichti-
gung des politischen Kontextes braucht Zeit. Dies sollte honoriert werden. Es ist 
wichtig für die Organisationskultur, den steten Austausch zwischen Zentrale und 
Länderbüros zu fördern. Die Gewichtung von Regionalexpertise und professionel-
ler Sektoridentität muss klug gemanagt werden. Nationale Mitarbeiter sollten 
stärker eingegliedert werden, insbesonde-
re hinsichtlich der polit-ökonomischen 
Analyse.  

(5) Politischer Dialog: Geber verstecken 
sich nach wie vor hinter vermeintlich tech-
nischen Agenden. Oftmals ist das Personal 
nicht mit genügend Werkzeug und Fertig-
keiten ausgestattet, um den politischen 
Kontext - und die Rolle des Länderbüros in 
demselben - tiefgehend zu verstehen und mit der Programmdurchführung in Be-
zug zu setzen. Der Überschwemmung mit Projekten folgt eine neue Welle von 
Erhebungsinstrumenten und Indikatoren guter Regierungsführung. Geber müssen 
sich hier harmonisieren und die Nutzung des so produzierten Wissens über die 
institutionelle Qualität der innergesellschaftlichen Debatte zur Verfügung stellen. 

Stefan Meyer ist Senior Researcher für Entwicklung bei FRIDE. Zuvor arbeitete er 
unter anderem für die GTZ in Sierra Leone. 

Nils-Sjard Schulz ist Senior Researcher für Entwicklung bei FRIDE und hat als un-
abhängiger Berater sowohl an der Evaluation als auch an dem Monitoring Survey 
2008 der Paris Deklaration teilgenommen. 
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